
gesellschaftliche Erziehung unterschätzt, soweit es sich 
um durchzuführende Strafverfahren handelt.

Welche Erfahrungen konnten bei den Untersuchungen 
im Kreis Altenburg gesammelt werden?

Im Vordergrund stand die Frage, inwieweit die Be­
schlüsse des Bundesvorstandes des FDGB in bezug auf 
die Durchsetzung der gesellschaftlichen Erziehung ver­
wirklicht worden sind. Es ergab sich, daß die Wichtig­
keit und Notwendigkeit der gesellschaftlichen Erzie­
hung noch nicht in das Bewußtsein der Masse der 
Werktätigen eingegangen ist und die Partei- und Ge­
werkschaftsleitungen in den Betrieben diesem Problem 
noch zu fremd gegenüberstehen. Aussprachen in den 
Betrieben zeigten aber, daß Partei- und Gewerkschafts­
leitungen, wenn man ihnen die Bedeutung der gesell­
schaftlichen Erziehung richtig erläutert, sehr aufge­
schlossen sind und teilweise selbst nach Wegen suchen. 
Das ist besonders in jenen Betrieben der Fall, in de­
nen eine enge Zusammenarbeit mit den Justizorganen 
besteht und die Arbeit der Schöffen gut ist. Es wird da­
her bei der Durchsetzung der gesellschaftlichen Erzie­
hung eine wichtige Aufgabe der Justizorgane sein, 
darauf hinzuwirken, daß die Gewerkschaften die Popu­
larisierung der gesellschaftlichen Erziehung stärker als 
bisher betreiben und bei ihrer Verwirklichung mit­
helfen. Die Feststellungen im Kreis Altenburg — und 
das trifft für viele Kreise zu — zeigen deutlich, daß bis­
her, nur die mehr oder weniger große Aktivität der 
Staatsanwälte, Richter und Kriminalisten dazu führte, 
mit der gesellschaftlichen Erziehung zu beginnen. So 
begrüßenswert diese Pionierarbeit der Justizorgane zu 
Beginn war, so müssen wir jetzt davon abkommen, 
daß der Staatsanwalt oder der Kriminalist die gesell­
schaftliche Erziehung organisieren und durchführen, da 
die Kraft der Werktätigen nicht durch ein paar Justiz­
funktionäre ersetzt werden kann.

Diese Feststellungen spiegeln sich auch in den 
Schlußfolgerungen wider, die die Brigade aus dem Ein­
satz gezogen hat. Danach wurde vorgeschlagen, daß die 
Parteiorganisationen des Untersuchungsorgans, der, 
Staatsanwaltschaft und der Justiz eine gemeinsame Mit­
gliederversammlung organisieren, wo die Probleme der 
gesellschaftlichen Erziehung behandelt werden sollen. 
Dazu sollten Vertreter des Bezirksvorstandes des FDGB 
eingeladen werden. Es wurde weiterhin mit dem Be­
zirksvorstand des FDGB wegen der Umbildung der 
Konfliktkommissionen Verbindung aufgenommen. 
Durch die BGL der Bezirksstaatsanwaltschaft wurde 
auf Vorschlag der Brigade zu dem Teil des Entschlie­
ßungsentwurfes des 5. FDGB-Kongresses, der sich mit 
der Frage der gesellschaftlichen Erziehung befaßte — 
bedauerlicherweise nur sehr kurz und wenig richtung­
weisend —, ein Abänderungsvorschlag eingereicht. In 
diesem Abänderungsvorschlag wurde die Forderung er­
hoben, den Gewerkschaftsleitungen eine klare Orien­
tierung zu geben, wie sie arbeiten müssen, und so der 
gesellschaftlichen Erziehung die Breitenbasis zu schaf­
fen, die sie braucht, um zur Erhöhung des Rechts­
bewußtseins der Werktätigen beizutragen. Schließlich 
wurde in den Dienstbesprechungen der Bezirks- und 
Jusitizorgane das Ergebnis des Brigadeeinsatzes aus­
gewertet; die Justizfunktionäre wurden angewiesen, in 
ihrem Kreis mit der Gewerkschaft Verbindung aufzu­
nehmen, um eine größere Aktivität der Kreisvorstände 
in dieser Frage zu erreichen.

Von den im Kreis Altenburg festgestellten 22 Fällen 
von gesellschaftlicher Erziehung wurde in 13 Fällen die 
gesellschaftliche Erziehung begonnen, ohne daß ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet worden war, in vier 
Fällen begann die gesellschaftliche Erziehung nach Ein­
leitung eines Ermittlungsverfahrens, das jedoch darauf- 

j. hin zur Einstellung gelangte, in zwei Fällen wurde mit 
der gesellschaftlichen Erziehung bereits vor der gericht­
lichen Bestrafung begonnen, um sie nach der Verurtei­
lung bzw. Verbüßung der Strafe fortzusetzen, und in 
drei Fällen schließlich wurde mit der gesellschaftlichen 
Erziehung erst nach der Verurteilung begonnen.

Das zeigt, daß die Justizorgane selbst auf die gesell­
schaftliche Erziehung der durch das Gericht zu bestra­
fenden bzw. bestraften Rechtsverletzer durch ein so­
zialistisches Kollektiv zu wenig Wert gelegt haben. Das 
wurde besonders klar bei der Auswertung eines Ver­
fahrens wegen Rowdytums auf einer theoretischen Kon­
ferenz der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands

im Stadtbezirk Leipzig-Süd, auf der die Produktions­
betriebe vertreten waren. Dort kam in der Diskussion 
zum Ausdruck, daß man die gesellschaftliche Erziehung 
dieser gefährdeten jungen Menschen grundsätzlich ohne 
Einschränkung durchführen müsse. Das müsse bereits 
geschehen, ehe sie straffällig werden und auch, wenn 
sie bei den Untersuchungsorganen anfallen. Verurteilte 
bedürften ebenfalls der Erziehung, nachdem sie in das 
sozialistische Kollektiv zurückgekehrt sind.

Die Brigade hat im Kreis Altenburg in 12 Fällen 
nachträglich in den Betrieben überprüft, welches Er­
gebnis die gesellschaftliche Erziehung zum Zeitpunkt 
der Überprüfung aufwies. Es handelte sich dabei vor­
wiegend um kleinere Diebstähle, leichtere Körperver­
letzungen und Krankenscheinfälschungen geringeren 
Umfanges. Hierbei zeigte sich, daß dort, wo die gesell­
schaftliche Erziehung als einmalige Angelegenheit im 
Zeitraum von etwa zwei Stunden durchgeführt wird, 
der echte Erfolg meist ausbleibt, daß dagegen dort, wo 
die erste Aussprache vor dem sozialistischen Kollektiv 
nur den Beginn der gesellschaftlichen Erziehung dar­
stellt, fast immer echte Erfolge erzielt werden.

Bisher wurde fast nur auf dem Gebiet des Straf­
rechts mit Maßnahmen der gesellschaftlichen Erziehung 
begonnen. Sehr wenig geschah in dieser Hinsicht auf 
dem Gebiet des Zivilrechts, und es sind keine Fälle 
bekannt, wo bereits auf dem Gebiet der Allgemeinen 
Aufsicht Beispiele geschaffen wurden. Es muß doch 
aber auch möglich sein, z. B. den Leiter eines Büros 
für Vorschlags- und Erfindungswesen in einem volks­
eigenen Betrieb durch das sozialistische Kollektiv ge­
sellschaftlich zu erziehen, wenn er die Verbesserungs­
vorschläge der Werktätigen ungenügend oder schlep­
pend bearbeitet. Warum soll der Agronom einer LPG, 
der einen Beschluß des Rates des Kreises oder Bezirks 
über die Aussaat von bestimmten Kulturen mißachtet 
und damit die LPG schädigt, nicht vor dem sozialisti­
schen Kollektiv zur Verantwortung gezogen werden? 
Wie oft werden konkrete Beschlüsse der Räte der 
Kreise über vorbeugenden Brandschutz, über vorbeu­
genden Gesundheitsschutz usw. nicht eingehalten? 
Aber wir haben bisher nicht den Weg gefunden, auch 
hier mit der gesellschaftlichen Erziehung zu beginnen, 
sondern im allgemeinen wurde die Disziplinarstrafe — 
soweit sie angewendet werden konnte — als der Weis­
heit letzter Schluß betrachtet.

Die Staatsanwälte haben allerdings schon vielfach 
neue Wege gesucht; sie haben Aussprachen über Ge- 
setzesverietzungen vor dem Beitungskollektiv oder in 
Parteiversammlungen der betreffenden Betriebe oder 
Institutionen herbeigeführt. Aber dies alles sind Ver­
suche, die noch keine Lösung darstellen.

Auf dem Gebiet des Zivilrechts sind die Erfolge in 
der gesellschaftlichen Erziehung im Kreis Altenburg 
noch gering; die Brigade konnte aber den Justizorga­
nen im Kreis einige Erfahrungen aus anderen Kreisen 
des Bezirks vermitteln. So problematisch die gesell­
schaftliche Erziehung z. B. in Ehesachen erscheinen 
mag, so zeigt die Praxis doch, daß es eine ganze Reihe 
von Fällen gibt, in denen die Einwirkung durch das 
sozialistische Kollektiv positive Ergebnisse zeitigte. So 
haben z. B. die Schöffen im VEB Metallguß Böhlitz- 
Ehrenberg veranlaßt, daß eine Brigade mit einem Bri­
gademitglied eine kameradschaftliche, aber auch kri­
tische Auseinandersetzung führte, weil der Kollege un­
mittelbar nach der Abweisung seiner Ehescheidungs­
klage durch das Kreisgericht sein Wohnzimmer zu sei­
nem alleinigen Gebrauch abgeschlossen und die Ehefrau 
mit den Kindern auf die Benutzung des Schlafzimmers 
und der Küche verwiesen hatte. Die Aussprache hatte 
Erfolg. Das Kreisgericht konnte von dem Erlaß einer 
einstweiligen Anordnung absehen.

Warum soll es nicht möglich sein, auch andere Zivil­
rechtsstreitigkeiten vor das sozialistische Kollektiv zu 
bringen? Die vielen Streitigkeiten, die in den Wohn­
häusern aufitreten und vor dem Kreisgericht ausgetra­
gen werden, könnten in einer gut arbeitenden Haus­
gemeinschaft ohne Gericht bereinigt werden, abgesehen 
davon, daß dort, wo gute Hausgemeinschaftsarbeit ge­
leistet wird, das Gericht weniger zu tun bekommen 
wird.

Bei entsprechender Aufklärung herrscht in den so­
zialistischen Brigaden, in den Gewerkschaftsgruppen 
usw. gegenüber Fragen der gesellschaftlichen Erzie-
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